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TOP 24: 

Entwurf eines Gesetzes zur Beendigung der Sonderzuständigkeit der 
Familienkassen des öffentlichen Dienstes im Bereich des Bundes 

Drucksache: 278/16 

Mit dem Gesetzentwurf soll eine grundlegende strukturelle Reform der 
Zuständigkeiten der Familienkassen des öffentlichen Dienstes eingeleitet werden. 
Dazu soll die Kindergeldbearbeitung der Familienkassen des öffentlichen Dienstes 
im Bereich des Bundes auf die Bundesagentur für Arbeit oder alternativ auf das 
Bundesverwaltungsamt übergehen. Bei Ländern und Kommunen sollen öffentliche 
Arbeitgeber die Möglichkeit erhalten, ebenfalls Zuständigkeit und Fallbearbeitung 
an die Bundesagentur für Arbeit abzugeben. 

Der federführende Finanzausschuss und der Ausschuss für Familie und Senioren
empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. 

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem Bundesrat, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben.  

Die Empfehlungen im Einzelnen können der Drucksache 278/1/16 (neu)
entnommen werden. 




